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Habe ich eine Wahl?

   Nebenjob: Warum Studierende ihre benutzten Schlüpfer verkaufen S. 6

     Studentische Beschäftigte: Das sind eure Rechte S.12-13

      Ägypten: Proteste für soziale Gerechtigkeit und bessere Hochschulen S. 10 

Peer Merkel, Angela Steinbrück - ist doch alles die 
gleiche Politik im Interesse der Banken und Konzerne.  

Warum man trotzdem wählen gehen sollte und wie sich wirklich etwas verändern lässt: Seite 3
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Am 1. Mai kann man dieses Jahr wieder viel erleben und dabei auch noch 
politisch etwas Gutes tun. Die Top-Demos verrät euch critica:

Frankfurt/Main: Nazis blockieren. Die Faschos haben entdeckt, dass der Tag 
der Arbeit schnieke ist und wollen gegen „Euro und Großkapital“ demonstrieren. 
Echter Antikapitalismus ist immer auch Antifaschismus. 

Berlin: Der Klassiker. Schon seit über 25 Jahren indet die größte linksradika-
le Mai-Demo in Kreuzberg statt. Seid dabei, wenn Berlin mit Straßenfesten den 
Kampftag der ArbeiterInnenbewegung begeht. 

Hamburg: Bevor der Kirchentag in Hamburg beginnt, startet hier die traditio-
nelle revolutionäre 1.Mai-Demo am Heiliggeistfeld. Los geht’s in St. Pauli. 

Demos zum 1. Mai

1. Mai

Warum überhaupt noch wählen ge-
hen? Wir erwarten ja gar nicht mal 

mehr, dass PolitikerInnen ehrlich sind 
und ihre Wahlversprechen einhalten. In 
der Politikberichterstattung geht es selten 
um politische Inhalte. Die medial vermit-
telte Politik gleicht eher einem gut insze-
nierten Schauspiel. Im Fernsehen son-
dern PolitikerInnen kurze weichgespülte 
Phrasen ab und in den Medien wird dann 
meist nur noch die Performance der Prof i-
schauspielerInnen diskutiert. Überrascht 
stellt beispielsweise eine deutsche Bou-
levardzeitung fest: „Angela Merkel hat 
Brüste“ (Dekolleté-Debatte, Spiegel). Eine 
andere große Tageszeitung diskutiert 
Steinbrücks Standesdünkel: „denn eine 
Flasche [Wein], die nur fünf Euro kostet, 
würde ich nicht kaufen.“ Politik ist zwar 
immer eine Meldung wert, aber oft nur 
zwischen Berichten von Kakerlaken im 
Dschungelcamp und Mario Gomez‘ näch-
ster Ladehemmung. 

Diese mediale Inszenierung könnte der 
erste Grund sein, sich genervt von der Po-
litik abzuwenden. Das beste Beispiel da-
für ist das Gerede vom Lagerwahlkampf: 
Rot-Grün gegen Schwarz-Gelb? Links 
gegen Rechts, sozial gegen konservativ? 
Aber lässt sich überhaupt noch von zwei 
Lagern sprechen? Eher nicht! Ein kleiner 
Blick zurück:

Schon 1998 sind beide Lager gegeneinan-
der angetreten. Als Rot-Grün schließlich 
nach 16 Jahren Kohl-Regierung die Parla-
mentsmehrheit stellte, waren viele voller 
Hoffnung für einen sozialen politischen 
Neuanfang. Rot-Grün machte tatsächlich 
eine Politik, die sich Schwarz-Gelb nie 
erträumt hätte. Die Regierung Schröder 
setzte eine Politik der Konzerninteressen 
durch. Die Unternehmenssteuer wurde 
von 40 auf 25 Prozent gesenkt. Der Spit-
zensteuersatz wurde von 53 auf 45% ge-
senkt. SPD und Grüne deregulierten die 
Finanzmärkte, erlaubten die Spekulation 
mit Derivaten und machten das Milliar-
den-Geschäft mit Hedgefonds erst mög-
lich – Müntefering wetterte dann später 
gegen diese Heuschrecken. Aber damit 
nicht genug. Mit der Agenda 2010 führten 
sie „die größte Kürzung von Sozialleistun-

Liebe Leserin, lieber Leser, 

haben Sie schon mal daran gedacht, sich an-
zuzünden? Nein? Einige BulgarInnen haben 
das getan. Sie hatten jede Hofnung verlo-
ren, dass sich ihre inanzielle Lage bessern 
könnte und standen buchstäblich vor dem 
Nichts. Dass viele Menschen auf die drasti-
schen Sparmaßnahmen und Kürzungen der 
Troika auch anders reagieren, veranschau- 
licht unser Überblick über die europäischen 
Krisenproteste (S.8-9). 
Protestiert haben in Deutschland auch Stu-
dierende und SchülerInnen – und dadurch 
bundesweit die Studiengebühren abgeschaft 
(S.4-5). Kostenlos ist das Studium deshalb 
trotzdem nicht. Hohe Semesterbeiträge und 
Mieten lasten auf dem Geldbeutel und tragen 
dazu bei, dass sich Studis immer kreativere 
Geldeinnahmequellen einfallen lassen. Da-
mit Studierende zur Finanzierung des Stu-
diums ihre benutzen Schlüpper nicht ver-
kaufen müssen (S.6), sollten sie sich vorerst 
gründlich über ihre Rechte informieren (S.12-
13). Weil das Leben viel mehr hergibt als die-
se 16 Seiten, gibt es die critica auch online: 
www.critica-online.de 

P.S. Hast du Lust, die nächste critica mitzuge-
stalten? Wir suchen immer redaktionelle Ver-
stärkung. Schreib einfach eine Mail an info@
critica-online.de

Editorial

Impressum

Die Herzkammer des europäischen Kapitalismus wird auch dieses Jahr 
blockiert. Nachdem im letzten Mai Tausende Menschen – trotz Kundge-

bungsverboten – gegen die Krisenpolitik und für demokratische Grundrechte 
demonstriert und den alltäglichen Frankfurter Kapitalismus für ein paar Tage 
lahmgelegt haben, geht es dieses Jahr weiter. Menschen aus ganz Europa wollen 
sich hier trefen, diskutieren und die Vielseitigkeit des Protests auf dem krisen-
geschüttelten Kontinent sichtbar machen. Es wird aus vielen Städten Busse zu 
den Protesten geben.

Mehr unter blockupy-frankfurt.org

31. Mai - 1. Juni
Frankfurt am Main

Auch in diesem Jahr indet wieder die Studierendenkonferenz der Linksfraktion 
im Bundestag in Berlin statt. Der Austausch und die Vernetzung zwischen Stu-

dierenden und der Linken soll dabei weiter vertieft werden. Spannende Workshops 
zu hochschulpolitischen Themen stehen auf dem Programm. Neben einem Auftakt-
podium mit Alex Demirović, Andreas Keller und einer Vertreterin von Die Linke.
SDS zu „Das Gegenbild zur unternehmerischen Hochschule: ofen, demokratisch, 
unbestechlich“, gibt es verschiedene Kleingruppenphasen. Diskutiert werden zum 
Beispiel Zugangs- und Zulassungsbeschränkungen an Hochschulen oder die Woh-
nungsnot und Mietpreisexplosionen. Am selben Wochenende trefen sich übrigens 
auch die Bundesarbeitskreise des Verbandes in Berlin.

Mehr dazu indet ihr bald auf der Homepage von Die Linke.SDS www.linke-sds.org.
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Blockupy

23. Juni
Bundestag, Berlin

Studi-Konferenz der Linksfraktion

Ein Regenbogenbündnis 
regiert Deutschland
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Bundestagswahl      3

Keine Partei 
ist auch keine Lösung

gen seit 1949“ durch (FAZ 2004). CDU und 
FDP konnten ihr Glück kaum fassen und 
stimmten fleißig mit.  Von 1998 bis 2005 
regierte also eine Allparteienkoalition, 
die Deutschland nachhaltig veränderte. 
Die Erfahrungen mit diesem von der 
Bevölkerung nie gewollten Regenbogen-
bündnis, könnte der zweite Grund sein, 
der Politik den Rücken zuzukehren. 

Ein Blick in die Wahlprogramme macht 
klar: So verschieden sind die Positionen 
der staatstragenden Parteien zu aktuellen 
Problemen nicht. Sei es das Auseinander-
klaffen von Arm und Reich, das krisen-
hafte Europa oder das sozial ungerechte 
Bildungssystem. CDUSPDFDPGrüne 
wollen die Ungerechtigkeit angehen, 
indem sie in die Bildung investieren. 
Gleichzeitig halten sie an der Schulden-
bremse fest. Bei einer Erklärung wie das 
zusammenpassen soll, müssen sie passen. 
Denn Sparen und investieren passt nicht 
zusammen. Auch die Lösungsvorschläge 
zur Eurokrise unterscheiden sich kaum. 
Die genannten Parteien stimmten alle für 
den Fiskalpakt, also strenge Austeritäts-
politik. Schwarz-Gelb und Rot-Grün sind 
damit gleichermaßen für die Verschär-
fung der Krise verantwortlich. Die ver-
heerenden sozialen Folgen ihrer Politik 
interessieren sie nicht. 

Die Austauschbarkeit von CDU, SPD, 
Grüne und FDP ist der dritte Grund, wes-
halb man sich von der Politik abwenden 
könnte.

Aus der Reihe tanzt eine Partei, die oft 
einfach ignoriert wird. Die Linke macht 
immer wieder Vorschläge für eine sozi-
alere Politik und eine konsequente Be-
steuerung der Vermögen. Ihre Anträge 
werden aber meist einhellig abgelehnt 
und ihr mediales Echo ist gering. Trotz-
dem gelingt es der Linken Themen einzu-
bringen, die andere Parteien dann über-
nehmen. Das war unter anderem beim 
Mindestlohn und bei der Abschaffung der 
Praxisgebühren der Fall. 

Während die Parteien ihr Wahlkampf-
theater machen, sind viele WählerInnen 
frustriert. Das Image der PolitikerInnen 
ist schlecht. Im Ansehen liegen sie noch 
hinter ManagerInnen, aber immerhin 
noch vor VersicherungsvertreterInnen. 
Sie gelten als korrupt und unehrlich. Die 
Folge ist, dass immer mehr Menschen die 
Wahlen boykottieren und sich von der Po-
litik abwenden. Ist das die Lösung?

Doch diese Diagnose als auch die Ant-
wort sind zu simpel. Ein genauerer Blick 
tut Not. Die Wahlbeteiligung sinkt nicht 
in allen Schichten. Je höher das Einkom-
men, desto höher ist die Wahlbeteiligung. 
Während in wohlhabenden Gegenden 
wie z.B. Berlin-Zehlendorf bei Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus 75 Prozent wäh-
len gehen, liegt die Wahlbeteiligung in 
Teilen von Berlin-Marzahn mit einem viel 
niedrigeren Durchschnittseinkommen 
bei nur 40 Prozent. Die, die von der jet-
zigen Politik profitieren, gehen 

also wählen und die Verlierer der letzten 
zehn Jahre wenden sich enttäuscht von 
der Politik ab und werden zu dauerhaften 
NichtwählerInnen.

Viele Menschen wenden sich von den 
Parteien, aber nicht von der Politik ab. 
Entgegen  der landläufigen Stammtisch-
meinung, steigt sogar das Interesse an 
Politik wieder an. Viele BürgerInnen en-
gagieren sich in Nichtregierungsorganisa-
tionen oder lokalen Gruppen. Die Aktivi-
tät beginnt meist durch Konflikte vor Ort 
oder durch Erfahrungen im persönlichen 
Umfeld; sei es beim Konflikt um die ge-
stiegenen Wasserpreise in Berlin oder 
Stuttgart 21. Viele wollen ihre Geschicke 
selbst in die Hand nehmen und nicht war-
ten, bis PolitikerInnen aktiv werden.
Mit dieser Einschätzung liegen sie auch 
gar nicht so falsch, denn viele Politike-
rInnen werden erst dann aktiv, wenn es 
Druck und Proteste von Seiten der Bevöl-
kerung gibt. Deshalb ist es wichtig, dass 
sich Menschen organisieren und anfan-
gen, ihre Interessen selber zu vertreten. 
Der Angriff auf den Sozialstaat i s t 
erst möglich geworden, weil 
die BürgerInnen vergessen 
haben, ihre Interessen zu 
vertreten. Krankenkas-
sen, Renten, höhere 

Löhne und Demo-

Gründe sich von der Parteienpolitik abzuwenden und bei der nächsten 
Wahl zu Hause zu bleiben, gibt es viele. Doch das ist nicht der richtige Weg. 
Auf Parteien alleine sollte man aber auch nicht setzen. Von Janis Ehling

kratie mussten auch in Deutschland erst 
erkämpft werden. Was ist aber, wenn die 
Politik vor Ort nichts mehr machen kann 
und die Misstände von internationaler 
Ebene kommen? Dann ist es umso wich-
tiger, dass die Menschen auch auf die-
ser Ebene Druck machen mit konkreten 
international ausgerichteten Protesten. 
Erste Versuche dazu gibt es schon, wie 
zum Beispiel die Blockupy-Proteste, die 
dieses Jahr in Frankfurt vom 31.5. bis 1.6. 
stattfinden werden.

Doch auch noch so große Bewegungen 
und Proteste verlaufen oft im Sande und 
der lokale Protest geht oft nicht an die 
Ursachen der Probleme. Jüngstes Beispiel 
sind die Occupy-Bewegung oder die Pro-
teste zu Stuttgart 21. Wer wirklich etwas 
erreichen will, kommt daher nicht drum 
herum, sich langfristig zu engagieren 
und organisieren. Die Linke und Gewerk-
schaften alleine werden nichts grundle-
gend verändern – aber ohne sie geht es 
auch nicht. Sie sind ein wichtiger Mosaik-
stein eines grundlegenden Wandels. Aber 
auch linke Parteien machen nur Politik 
im Sinne der Menschen, wenn diese das 
Handeln der Parteien überwachen und 
vor allem selbst aktiv werden und ihre 
Interessen vertreten.

Menschen müssen selbst 
aktiv werden
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4      Studiengebühren

Mission erfüllt
Wie Studierende die Studiengebühren wieder abgeschafft haben und warum der Wegfall der Cam-
pusmaut trotzdem nicht bedeutet, dass das Studium kostenlos ist. Von Ramona Seeger

Mit einem Grinsen betritt Judith Stä-
dele am 30. Januar gegen Mittag 
den Münchner Marienplatz. Eine 

Menschenschlange zieht sich vom Rathaus 
über den gesamten Platz, der dadurch re-
gelrecht besetzt wirkt. Sie weiß: Die Leute 
sind alle gekommen, um sich beim Volks-
begehren gegen Studiengebühren einzutra-
gen. Gestern stand Judith noch zusammen 
mit ihren KommilitonInnen vor der Uni 
und verteilte Flyer. In den Wochen zuvor 
hat sie sich mit ihrer Hochschulgruppe, 
dem SDS München, am Bündnis „SoS - Stu-
dieren ohne Studiengebühren“ beteiligt, 
das Wahlberechtigte über das anstehende 
Volksbegehren informierte. Das Bündnis 
rief außerdem zu kreativen Aktionen auf, 
wie zu einem „Zombie-Walk“ gegen Studi-
engebühren und einer Menschenkette zwi-
schen den Münchner Unis. Heute Abend 
wird ihr klar, dass die notwendigen zehn 
Prozent geknackt sind und das Volksbegeh-
ren erfolgreich war. 

Judith ist eine von tausenden Studieren-
den, die seit der Einführung allgemeiner 
Studiengebühren gegen die Gebühren 
gekämpft haben. Bundesweit haben Stu-
dierende demonstriert, Podien veranstal-
tet oder, wie in Bayern, ganze Städte zum 
Volksbegehren mobilisiert. Sie haben Flyer 
verteilt, Infomaterial erstellt und Gebüh-
ren-Boykotte organisert. Alles mit dem 
gemeinsamen Ziel, die Campusmaut so 

schnell wie möglich wieder abzuschaffen.
Dass es überhaupt so weit kommen 
konnte, liegt über acht Jahre zurück. 
Damals, am 26. Januar 2005, entschied 
das Bundesverfassungsgericht, dass der 
Bund den Ländern nicht verbieten darf, 
Studiengebühren zu erheben. Gegen das 
zuvor geltende Studiengebührenverbot 
des Hochschulrahmengesetzes hatten ei-

nige unionsgeführte Länder geklagt und 
Recht bekommen. Sieben Bundesländer 
verlangten daraufhin Geld von den Studie-
renden. Dreieinhalb Jahre später, im Juni 
2008, hat Hessen als erstes Bundesland 
die Gebühren wieder abgeschafft. Vorher 
hatten hessische Studierende Unterschrif-
ten für eine Verfassungsklage gesammelt, 
die Gebühren boykottiert und Autobahnen 
blockiert. Auch in anderen Bundesländern 
kämpften Studierende gegen die Studi-
engebühren. Mit dem Ergebnis, dass nun 
auch die beiden letzten Bundesländer dem 
öffentlichen Druck nachgaben. So einigte 
sich die Bayrische Landesregierung nach 
dem erfolgreichen Volksbegehren auf eine 
Abschaffung der Gebühren zum Winter-
semester 2013/2014. Auch in Niedersach-
sen sollen nach dem Regierungswechsel 
die Studiengebühren der Vergangenheit 
angehören. Niedersächsische Studierende 
sind dann allerdings nicht komplett von 
der Campusmaut befreit: Rot-Grün spricht 

sich für „sozial verträgliche“ Gebühren aus, 
Langzeitgebühren sollen erhalten bleiben. 
Wann die Studiengebühren genau abge-
schafft werden, steht noch in den Sternen. 
Der Koalitionsvereinbarung, die allgemei-
nen Studiengebühren abzuschaffen, gingen 
auch in Niedersachsen massenhafte Pro-
teste voraus. 

Karsten Stöber sitzt mit hunderten weite-
ren Studierenden im niedersächsischen 
Oldenburg auf einer Hauptstraße. Der 
Wind pfeift, es ist kalt. Seit einer Vier-
telstunde kommt hier kein Auto mehr 
durch. Ein Junge hält ein Pappschild in 
die Luft. „Bildung für alle“ steht drauf. 
Ein Mopedfahrer kommt vorbei und hält 
an. Er nimmt seinen Helm ab, steigt vom 
Moped ab und schaut in die geröteten 

 Hessen macht den Anfang

Sitzblockade  
gegen Gebühren
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Gesichter der hier sitzenden Menschen. 
Als Karsten ihm erklärt, dass es sich 
um eine Sitzblockade gegen Studienge-
bühren handelt, solidarisiert sich der Mo-
pedfahrer mit den Protestierenden und 
nimmt die unfreiwillige Verspätung zur 
Arbeit in Kauf. Diese Situation passierte 
während einer der beiden Demonstrati-
onen, die die Linksjugend [’solid]-Gruppe 
in Oldenburg organisiert hatte. An den 
Protesten beteiligten sich über 2000 Stu-
dierende und SchülerInnen. Zusätzlich 
zu den Demos hatte Karsten, der zu die-
ser Zeit Direktkandidat der LINKEN für 
die niedersächsische Landtagswahl war, 
mit seiner Gruppe ein Aktionsbündnis 
gegen Studiengebühren ins Leben geru-
fen. Karsten erinnert sich: „Unsere Pro-
teste haben das Thema Studiengebühren 
wieder ins gesellschaftliche Bewusstsein 
gerufen. Außerdem haben wir ein wich-
tiges Signal an die Politik gesendet. Wir 
haben gezeigt, dass wir fähig sind uns zu 

wehren und für unsere Rechte auf die 
Straße zu gehen. Davon müssen wir auch 
in Zukunft Gebrauch machen.“
Für Bildungsministerin Johanna Wanka 
ist die Abschaffung der Studiengebühren 
nicht auf den Druck der Studierenden zu-
rückzuführen. Stattdessen spricht sie von 
„Populismus“, der „aus dem Druck im Zu-
sammenhang mit Wahlen entstanden“ sei. 
Die zurückliegenden Proteste und Akti-
onen gegen die Uni-Maut seien im Hinblick 
auf zukünftige Einsparungen unwichtig. 
„Nicht zuletzt wegen der Notwendigkeit 
ausgeglichener und schuldenfreier Haus-
halte wird es Wiedereinführungen geben,“ 
prophezeite sie noch letztes Jahr. Eine Ab-
lehnung der Gebühr sei „rein ideologisch“. 
Karsten Stöber hält Wankas Aussagen für 
„völligen Mumpitz“. „Sogar die CSU-FDP-Re-
gierung in Bayern hat sich kürzlich darauf 
geeinigt, zum kommenden Wintersemester 
keine Gebühren mehr zu erheben.“ Eine 
Ablehnung der Studiengebühren ließe sich 
außerdem aus dem UN-Sozialpakt ableiten. 
Darin heißt es, dass „der Hochschulunter-
richt auf jede geeignete Weise, insbeson-
dere durch allmähliche Einführung der 
Unentgeltlichkeit, jedermann gleicher-
maßen entsprechend seinen Fähigkeiten 
zugänglich gemacht werden muss.“ Stu-
diengebühren bewirkten das Gegenteil. 
„Sie verstärken die soziale Selektion im 
Bildungssystem, da Menschen mit weniger 
Geld aus finanziellen Gründen auf ein Stu-
dium verzichten müssen“, meint Karsten. 
„Andere müssen neben dem Studium ar-
beiten, um sich über Wasser zu halten. Sie 
brauchen dann logischerweise deutlich 
länger bis zum Abschluss und müssen 
Langzeitstudiengebühren bezahlen.“ Damit 
sich am Ende des Studiums kein Schul-
denberg anhäuft und es auch in Zukunft 
keine Wiedereinführungen der Campus-
maut gibt, müssten Studierende weiterhin 
bei diesem Thema wachsam bleiben und 
weiterführende Forderungen stellen, wie 
etwa die Abschaffung der Langzeitstudien-
gebühren. 

Dass der Wegfall von Studiengebühren 
kein kostenloses Studium bedeutet, zeigen 
die sogenannten Semesterbeiträge. Diese 
beinhalten normalerweise den Beitrag für 
die Studierendenvertretung (AStA o.Ä.), 
den Sozialbeitrag für das Studentenwerk, 
Verwaltungskosten und in vielen Städten 
ein Semesterticket. Bevor sich Studierende 
einschreiben oder rückmelden, müssen sie 
also in der Regel zunächst den Semester-
beitrag überweisen - ansonsten droht die 

Exmatrikulation. Gezahlt werden muss der 
Beitrag unabhängig vom Einkommen. Mit 
Summen um 300 Euro hat der Semester-
beitrag an vielen Hochschulen längst Aus-
wüchse erlangt, die an Studiengebühren 
erinnern. 
Langsam erreicht auch das Thema Seme-
sterbeiträge die öffentliche Aufmerksam-
keit. So zum Beispiel auf Freisemester.de. 
Dort können Studierende jetzt ihren Seme-
sterbeitrag gewinnen. „Kostenlos studieren 
– wir zahlen deinen Semesterbeitrag“ ver-
spricht die Webseite, und alles was man da-
für tun müsse, sei, bei Auktionen geschickt 
mitzubieten. Die Seite wirkt seriös, Gewin-
nerInnen der letzten Auktionen lächeln 
einem auf Fotos mit Gutscheinen entgegen. 
Mitmachen sei kostenlos, und zwar des-
halb, weil „sympathische Unternehmen“ 
den Semesterbeitrag übernehmen.

Ein Blick in die Sponsorenliste offenbart 
einen Mix aus Brauereien und Interneta-
genturen, auch eine Wirtschaftskanzlei ist 
Sponsor einer Auktion. Durch die Teilnah-
me an sogenannten Klausuren erhielten 
TeilnehmerInnen „Credit Points“, die sie 
dann für die Teilnahme an Auktionen um 
den Semesterbeitrag einsetzen können. 
Gewonnen hat die Person mit dem nied-
rigsten Einzelgebot, die sich dann über die 
Erstattung ihres Semesterbeitrags freuen 
kann.
Damit Studierende in Zukunft nicht auf 
spendable Unternehmen und Gewinnglück 
angewiesen sind, vertreten sie weiterhin 
lautstark ihre Interessen. Für Judith Stä-
dele aus München jedenfalls ist der Kampf 
für kostenlose Bildung noch lange nicht 
vorbei. „Neben den Semesterbeiträgen für 
das Studentenwerk fallen je nach Studien-
gang Kosten für Exkursionen, Reader, Bü-
cher und anderes Material an. Außerdem 
haben Studierende mit steigenden Miet-
preisen und hohen Lebenshaltungskosten 
zu kämpfen“, erzählt sie. „Für mich ist Bil-
dung ein Menschenrecht und muss für alle 
gleichermaßen zugänglich sein. Studienge-
bühren und Semesterbeiträge verhindern 
das, denn sie sind unsozial und verschär-
fen die soziale Selektivität im Bildungs-
system.“ Als sie über den heutigen Tag 
nachdenkt, wird ihr klar, wie wichtig das 
studentische Engagement für die Abschaf-
fung der Studiengebühren war. “Ohne die 
jahrelange Vorarbeit des Bildungsstreiks 
hätte das Thema Studiengebühren nie die 
öffentliche Aufmerksamkeit erhalten, die 
für das erfolgreiche Volksbegehren unver-
zichtbar war.“ 

Studiengebühren  
sind Mumpitz

Semesterbeiträge  
bleiben teuer

Stu|di|en|ge|bühr, die 

pro Semester zu entrichten-

de Gebühr, die den Zugang zur 

Hochschule für Personen aus ein-

kommensschwachen und nicht-

akademischen Familien versperrt. 

In Deutschland auf Grund studen-

tischen Engagements so gut wie 

abgeschafft. 

Se|mes|ter|bei|trag, der 

pro Semester zu entrichtende Ge-

bühr für Verwaltung, Soziales und 

Semesterticket, die unabhängig 

vom Einkommen gezahlt werden 

muss. In Deutschland an Hoch-

schulen in verschiedenen Höhen 

vorzufinden. Mit 322,21 EUR zah-

len Studierende der Uni Hannover 

den derzeit bundesweit höchsten 

Beitrag. Zusammen mit den in 

Niedersachsen noch bestehen-

den Studiengebühren macht das 

dieses Sommersemester 822,21 

EUR. 

Stu|di|en|ho|no|rar, das

Gegenentwurf zu Studiengebühren 

und Semesterbeiträgen. Anstatt 

als KonsumentInnen für die Bil-

dung zu bezahlen, werden Studie-

rende fürs Studieren bezahlt. In 

anderen Ländern längst etabliert, 

zum Beispiel in Dänemark. Dort er-

halten 91% der Studierenden 610 

Euro für knapp sechs Jahre. Stu-

dierende können sich besser auf 

ihr Studium konzentrieren, wenn 

die Last der Nebenjobs wegfällt. 

Außerdem haben sie so mehr Zeit 

für politisches und soziales Enga-

gement.

Foto: www.flickr.com/zingh



6      Studijobs

Vor ein paar Monaten musste ich 
feststellen, dass ich die schlech-
teste Tellerwäscherin aller Zeiten 

bin. Der Grund dafür lag wohl an meiner 
fehlenden Motivation. Blöderweise erhielt 
ich Geld für das Abspülen in einem ita-
lienischen Restaurant, das ich dringend 
brauchte. Trotzdem schmiss ich den Job 
hin. Meine Mutter schlug mir vor, mich zu 
prostituieren – natürlich nur scherzhaft. 
Hofe ich.
 
Doch für mich war der Gedanke gar nicht 
so abwegig. Natürlich wollte ich nicht 
wirklich Sex gegen Bezahlung anbieten, 
aber es gibt ja auch weniger extreme Mög-
lichkeiten. Also recherchierte ich ein we-
nig und musste leider feststellen, dass ich 
für den Escort Service noch zu jung war, 
denn dieser ist erst ab 21 erlaubt. Doch 
dann erzählte mir eine Freundin von einer 
Homepage namens pantiesparadise.de.
Bei Panties Paradise können interessierte 
Männer und Frauen getragene Höschen, 
frisch abrasierte Körperhaare, alte Hygie-
neartikel, mit Blut vollgesogene Tampons 
oder Körperlüssigkeiten kaufen. Es gibt 
alles, was das Fetisch-Herz begehrt. Die PP 
Girls, wie sich die Mädchen, die auf Pan-
ties Paradise verkaufen, nennen, laden 
ein Bild hoch, schreiben einen kleinen 
Text darüber, weshalb gerade ihre Artikel 
unglaublich versaut sind und warten auf 
Bestellungen, die wahrscheinlich schon 
bald kommen. Mädchen, die ihren Markt-
wert noch ein wenig steigern möchten, 
bitten einen Freund ihre Füße, die in seit 
einer Woche getragenen Socken stecken, 
mit einer Videokamera zu verfolgen oder 
sie beim Naseputzen zu ilmen. Socken 
und Taschentuch stehen natürlich zum 
Verkauf.

Panties Paradise ist nur ein Beispiel für 
viele Plattformen, auf denen vor allem 
Studierende mit den sexuellen Vorlieben 
der Kunden spielen, um sich das Studium 
zu inanzieren. Eine Studie des Studienkol-
legs zu Berlin hat ofenbart, dass sich in 
Berlin jeder 27. Studierende prostituiert 
und jeder Dritte sich vorstellen könnte, zu 
dieser Maßnahme zu greifen. Wieso? Als 
Grund gaben manche Befragte die Lust am 
Sex an, viele allerdings auch eine inanzi-
elle Notsituation. Nicht jeder erhält Bafög 
oder möchte sich durch einen Kredit ver-
schulden. Aber die Wohnungen werden 
teurer und in einigen Bundesländern er-
höhen zusätzlich die Studiengebühren die 
Studienkosten. Jobs, die etwas mit Sex zu 
tun haben, versprechen oft einen schnel-
len und hohen Gewinn. Für Geld machen 
die Menschen eben so einiges. Generell 
steigt in unserer Gesellschaft die Akzep-
tanz für Prostitution oder ähnliche Jobs, 

Sarah lässt sich erschöpft auf die 
Couch sinken und stopft sich ein 
paar Schoko-Rosinen in den Mund. 

Sie entfernt den Verband um ihre Hand 
und legt diese vorsichtig auf ihren Schoß. 
Sie hat sich vor ein paar Tagen beim Ver-
such, zweihundert spanische Vokabeln 
in einer Nacht abzuschreiben, die Sehne 
gerissen. Sarah hat einfach keine Lust 
mehr. Seit Wochen starrt sie ihr mehrere 
Hundert Seiten dickes BWL Buch an, aber 
kann sich einfach nicht aufrafen, darin 
zu lesen. 

Als Fachschaftsmitglied der philosophi-
schen Fakultät der Universität Passau ver-
bringt sie täglich viele Stunden in Gremi-
en, informellen Besprechungen oder vor 
dem Computer im Fachschaftsbüro. Jeder 
Professor an der Universität kennt ihren 
Namen und in ihrem Lebenslauf wird sich 
die Verantwortung, die sie übernimmt, 
gut machen.

Wenn Sarah nicht in der Fachschaft ist, 
sitzt sie in der Bibliothek und paukt ita-
lienische Geschichte, politische Systeme 
oder Betriebswirtschaftslehre. All das ist 
Bestandteil ihres interdisziplinären Stu-
diengangs „European Studies“. Jeder, der 
Sarah kennt, erlebt sie als selbstbewusst 
und energiegeladen. Doch in ihrem In-
nern sieht es anders  aus.

Seit einem Jahr besucht Sarah regelmäßig 
den Psychologen ihrer Universität. Doch 
bislang hat sich ihr Seelenzustand kaum 
gebessert. Sarah ist häuig unter Men-
schen, doch wenn sie einmal alleine ist, 
dann bricht in ihr alles zusammen. Dann 
zweifelt sie an Ihrem Talent, ihrer Zukunft 
und ihrem Leben im Allgemeinen. Dann 
fühlt sie sich frustriert und unglaublich 
traurig. Oft hat sie sich schon gewünscht 
zu sterben. Einmal versuchte sie aus dem 
Fenster zu springen. Ein anderes Mal war 
sie kurz davor, sich vor den nächsten Zug 
zu schmeißen. Beide Male hat sie jemand 
davon abgehalten.

Sarah ist kein Einzelfall. Immer mehr Stu-
dierende leiden unter dem Druck, der per-
manent auf ihnen lastet. Sie müssen ihr 
Studium erfolgreich beenden – am besten 
in Regelstudienzeit - und sich nebenher 
noch in einer Organisation engagieren 
um ihre Führungsfähigkeiten oder ihren 
Teamgeist zu beweisen. Doch dieser Druck  
zu den Gewinnern zu gehören, geht nicht 
spurlos an ihnen vorbei. 

Aus Geldnot ins 
Höschenparadies

Geldsorgen gehören dank mangelhaftem BAFöG und steigenden Lebens-
haltungskosten quasi zum Studentenleben. Eine etwas ungewöhnliche 
Lösung dafür hat Sunita Sukhana gefunden.
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wie man an dem Erfolg des autobiographi-
schen Romans „Fucking Berlin“ von Sonia 
Rossi, die sich als Studentin prostituierte, 
erkennen kann. Immer mehr Leute neh-
men hin, dass Studierende sich durch 
Sexjobs Geld beschafen, anstatt bessere 
Studienbedingungen zu fordern.

Unsere leeren Bankkontos gemischt mit 
einem ungesunden Leichtsinn brachten 
meine Mitbewohnerin und mich schließ-
lich dazu, uns immer mehr für Panties 
Paradise zu begeistern. Dort könnten wir 
Geld verdienen mit Dingen, die sonst 
ohnehin im Müll landen würden. Das 
ist sogar gut-für die Umwelt. Wir fanden 
auch sofort die passende Kategorie für 
uns: „Flotter Zweier“. Wir wollten uns als 
lesbisches Paar ausgeben, um auf diese 
Weise mehr Kunden zu angeln. Denn im 
Höschen Paradies hängt alles davon ab, 
wie man sich präsentiert.

Wir meldeten uns also an und planten 
eifrig, auf welche Körperteile wir, wie 
von der Website verlangt, „PP“ schreiben 
sollten, um diese dann abzufotograieren 
und hochzuladen. Doch dann stellten wir 
fest, dass wir uns noch eine Schweißungs-
maschine anschafen müssten, damit die 
Ware nicht auf dem Weg zum Kunden ihr 
Aroma verliert. Ein noch größeres Hin-
dernis war die Anordnung eine Kopie un-
serer Persos einzureichen. Die Angst, dass 
unser Name irgendwo in diesem Milieu 
Spuren hinterlassen würde, saß einfach 
zu tief. 

Letzten Endes schmiss ich meine Unter-
wäsche wie immer in die Waschmaschine 
und beantragte einen Studienkredit.

Wohin mit der schmutzigen Unterwäsche? 
Waschmaschine oder doch ins Internet?



Psychische Erkrankung      7

Laut dem Gesundheitsreport der Tech-
niker-Krankenkasse (TK) leiden 10% der 
Studentinnen und 4% der Studenten an 
psychischen Problemen. Dabei reichen 
die Probleme von depressiven Phasen, 
über Angststörungen und extreme Stim-
mungsschwankungen bis hin zu einem 
ausgewachsenen Burnout-Syndrom. Letz-
teres ist vor allem in den letzten fünf Jah-
ren angestiegen. Während Burnout früher 
auf Workaholics im fortgeschrittenen Al-
ter beschränkt war, kommt es nun auch 
immer häuiger unter Studierenden vor. 
Denn um in der Leistungsgesellschaft be-
stehen zu können und einen guten Job zu 
ergattern, müssen junge Erwachsene eine 
exzellente Ausbildung und umfangreiche 
Praxiserfahrung vorweisen.

Die psychologischen Beratungsstellen der 
Universitäten sind vollkommen überlau-
fen. Auf einen Ersttermin müssen Studie-
rende zum Teil wochenlang warten. Der 
Weg zum Psychiater ist kürzer. Immer 
mehr Studierende greifen auf Medika-
mente zurück, weil sie nicht an jahre-
langen psychotherapeutischen Sitzungen 
sondern an einer schnellen Besserung in-
teressiert sind. Wozu das Problem an der 
Wurzel packen, wenn Chemikalien die 
Symptome bekämpfen können? Immerhin 
haben die Studierenden keine Zeit. Sie 
müssen sofort perfekt sein. Der Gesund-
heitsreport der TK legt ofen, dass 5% der 
Studentinnen und 3% der Studenten regel-
mäßig Antidepressiva einnehmen - heim-
lich, versteht sich.

Denn während es okay ist, wegen einer 
Magenverstimmung oder einem gebro-
chenen Bein ein paar Tage im Bett zu 
liegen, ist eine psychische Erkrankung 
alles andere als okay. Die Motivationslo-
sigkeit einer Depression wird als Faulheit 
abgewertet. Die Panikattacken bei einer  
Angststörung werden als Übertreibung 
missinterpretiert. Und bei Anzeichen 
eines Burnouts, wie Kopfschmerzen 
und Müdigkeit, bekommt man ein paar 
Schmerztabletten und eine Tasse Kafee 
in die Hand gedrückt.

Auch Sarah hat lange versucht ihre Nie-
dergeschlagenheit zu ignorieren und ihre 
Panik vor dem Versagen mit Schmerztab-
letten zu unterdrücken. Doch diese haben 
sie noch tiefer in den Sumpf der Unzufrie-
denheit gestürzt. Im Gegensatz zu vielen 

Immer häuiger macht Studieren krank. Und noch immer werden Betrofene stigmatisiert und 
viele Universitäten weisen die Verantwortung von sich. Von Sunita Sukhana

Vom Audimax ins
Krankenhaus

anderen redet Sarah zumindest mit ihren 
engsten Freunden ofen über ihre psychi-
schen Probleme. Keiner der Menschen, de-
nen Sarah wichtig ist, hat sie deshalb von 
sich gestoßen. Doch leider ist das nicht im-
mer so. Viele heucheln bloß Verständnis, 
denken aber im Stillen: Zum Glück bin ich 
normal. 

Diese Stigmatisierung muss aufhören. 
Nicht nur „normale“ Menschen können er-
folgreich und liebenswert sein. Universitä-
ten brauchen zusätzliche psychologische 
Beratungsstellen. Studierende müssen an-
fangen über ihre Probleme zu sprechen. 
Und letzten Endes muss die Universität 
wieder zu einem Ort der Selbstverwirkli-
chung werden, anstatt das Gegenteil, die 
Selbstzerstörung, zu fördern. 
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ANZEIGE



Der Europäische Frühling
Die Krise ist längst nicht vorbei. Staatsschulden steigen, 
die Wirtschaft schrumpft oder stagniert und die EU-weite 
Jugendarbeitslosigkeit liegt mittlerweile bei 23,6%. Die 
Troika der Geldgeber, bestehend aus IWF, EZB und EU-
Kommission, verordnet dagegen einen rigiden Sparkurs, 
der sich je nach Land nur im Detail unterscheidet: Steu-
ererhöhungen, Kürzungen im Sozial- und Gesundheitsbe-
reich, Arbeitsmarktderegulierung. Doch fast auf dem gan-
zen Kontinent regt sich Widerstand. Die bisherige Bilanz: 
37 Generalstreiks, zehn Regierungsrücktritte, dutzende 
Betriebe unter Arbeiterselbstverwaltung, aber auch der 
Aufstieg rechtsradikaler Bewegungen. Alexander Hum-
mel hat recherchiert, wo was wann passiert ist.

In der Krise driften die in Polen ohnehin 
sehr starken nationalkonservativen Par-

teien zusehends nach rechts außen. 
Für den polnischen Unabhängig-

keitstag am 11. November 2012 
organisierte die Partei 

„Recht und Ge-
rechtigkeit“ (PiS), 

die bei den letzten 
Parlamentswahlen 
30% erhielt, eine 

Demonstration unter 
dem Slogan „Polen erwache“ mit 50.000 
TeilnehmerInnen. Der Vorsitzende der 
PiS, Jaroslaw Kaczzynski, dessen Partei 
bei der letzten Parlamentswahl 30% der 
Stimmen erhielt, forderte bereits die „Re-
polnisierung“ der Medien und ein „wahres 
Polentum“. Für dieses Jahr plant die PiS 
zusammen mit der faschistischen ONR 
einen Marsch unter dem Slogan „Hier ist 
Polen“ gegen die dort lebende deutsche 
Minderheit.

Bereits über 400.000 Zwangsräumungen 
gab es in Spanien seit Ausbruch der Kri-
se. Viele Menschen wurden obdachlos, da 
sie die Miete nicht mehr zahlen konnten.  
Dutzende von ihnen haben sich das Leben 
genommen. Am 16. Februar gab es massive 
Proteste in über 50 Städten gegen Zwangs-
räumungen und für das „Recht auf eine 
würdige Wohnung“. Immer wieder weigern 
sich Feuerwehrkräfte und SchlosserInnen 

Türen aufzubrechen und verhindern damit 
Zwangsräumungen. In den letzten Monaten  
gab es dutzende Demonstrationen mit über 
100.000 TeilnehmerInnen sowie vier Gene-
ralstreiks.
Doch die staatliche Repression gegen den 
Protest wird zunehmend härter. Wegen des 
Generalstreiks am 29. März, an dem sich 
77% der arbeitenden Bevölkerung und hun-
derttausende Studierende und Arbeitslose 

beteiligten, wurden über hundert Per-
sonen festgenommen. Am 19. Juli kam es 
zu landesweiten Protestdemonstrationen, 
bei denen erstmals soziale Bewegungen 
und Gewerkschaften gemeinsam auf die 
Straße gingen. Vom 17.-19. Oktober kam es 
schließlich zu einem dreitägigen Bildungs-
streik von SchülerInnen und Studieren-
den. Sie skandierten: „Das Geld der Banker 
für die Schulen der Arbeiter.“

Spanien, Katalonien und das Baskenland: „Basta“ – Es reicht!

Mit 38,6% Jugendarbeitslosigkeit ist Por-
tugal von der Krise hart getroffen. Die 
Caritas stellte unlängst fest, dass der 
Hunger im Land um sich greift. In den 
letzten drei Jahren konnten aber mittels 
Generalstreiks einige Kürzungen abge-
wendet werden.   Die Bewegungen der 
„Empörten“ und der „Prekären“ initiierten 
2011 Demonstrationen mit hunderttau-

senden TeilnehmerInnen. Am 3. März 2013 gingen mehr als 
1,5 Millionen Menschen,  unter dem Motto „Zum Teufel mit 
der Troika“ auf die Straße. Bei den Protesten wurde immer 
wieder „Grândola, Vila Morena“, die Hymne der Nelken-
revolution von 1974 angestimmt. Immer wieder kam es 
auch zu Protesten tausender Mitglieder der Polizei und 
des Militärs. Schon öfters hat das Militär offiziell erklärt, 

auf der Seite der Bevölkerung zu stehen und die Regie-

rung davor gewarnt, die Proteste zu ignorieren.

Portugal: Protest im Zeichen der Nelkenrevolution

Zwischen 2009 und 2010 wurde Frank-

reich von einer Serie von Streiks erschüt-

tert, die vor allem von SchülerInnen sowie 

Raffinerie- und HafenarbeiterInnen getra-

gen wurden. Sie wollten die Erhöhung 

des Renteneintrittsalters auf 62 Jahre 

verhindern und ein Mitspracherecht der 

Gewerkschaften über die Verwendung 

der Gelder aus dem Konjunkturpaket 

und dem Rettungsschirm erkämpfen. Bei 

den landesweiten und branchenübergrei-

fenden Arbeitsniederlegungen nahmen 

an einem einzelnen Streiktag bis zu 2,5 

Frankreich: Mit Generalstreiks und „Bossnapping“  
gegen Rentenreformen

Millionen Personen teil. Im Laufe des 

Streiks kam es durch die Blockade von 

Benzindepots zu Treibstoffengpässen an 

zahlreichen Tankstellen. Anfang 2009 

kam es in mehreren Betrieben, die durch 

die Wirtschaftskrise bedingt schließen 

sollten, zu „Bossnapping“, wobei Manage-

rInnen über Nacht von der Belegschaft 

im Betrieb festgehalten wurden. In einer 

Firma drohten die verzweifelten Arbeite-

rInnen sogar damit, den Betrieb mittels 

Gasflaschen in die Luft zu sprengen.

Krisenbedingte Kürzungen im Bildungsbe-

reich durch die liberal-konservative Regie-

rung trieben im Herbst 2010 SchülerInnen 

und Studierende auf die Straßen und zur 

Besetzung von Hörsälen. Im November 

demonstrierten in London 52.000 von 

ihnen gegen die Kürzungspolitik.  Nach 

der Demonstration stürmten zahlreiche 

Studierende die Parteizentrale der Kon-

servativen. Ende 2010 entstand die soziale 

Großbritannien: Von Studierendenprotesten inspirierte Streiks

Bewegung „UK Uncut“, die mit 31 Kauf-

hausbesetzungen auf sich aufmerksam 

machte. Die Bewegung richtet sich gegen 

die von staatlicher Seite unbeachteten 

Steuerhinterziehungen zahlreicher Unter-

nehmen und die staatlichen Kürzungspro-

gramme. Am 30. November 2011 riefen die 

Gewerkschaften zu einem Generalstreik 

auf, der mit 2,5 Millionen TeilnehmerInnen 

der Größte seit 1926 war.

Isländische Bankinstitute gerieten 

mit Ausbruch der Finanzkrise 2008 

gleich mehrfach in Finanznot und 

wurden daraufhin verstaatlicht. Es 

kam zu Inflationsraten um 20%. Im Win-

ter 2008/2009 kam es zu monatelangen 

Massenprotesten. Die Proteste führten 

schließlich im Januar 2009 zum Rücktritt 

des Premiers. Wie es weitergehen sollte, 

war zunächst unklar. Doch es ging wei-

ter. Es kam zum Schuldenschnitt. Heute 

geht es wirtschaftlich wieder aufwärts. 

25 direkt gewählte BürgerInnen erarbei-

teten eine neue Verfassung – ganz ohne 

Politikfunktionäre und mit der Möglich-

keit, Vorschläge über Internetplattformen 

einzubringen. VerfassungsrechtlerInnen 

loben den Entwurf der Bevölkerung. Er 

soll Elemente direkter Demokratie eta-

blieren und die natürlichen Ressourcen 

Islands schützen. Doch das Parlament hat 

den Entwurf noch nicht angenommen. Die 

konservativen Kräfte kämpfen gegen den 

Entwurf. Insbesondere seitdem die sozi-

aldemokratische Partei mit dem Entwurf 

hadert, steht seine Verabschiedung im 

Parlament auf der Kippe.

Island: Kampf für  
eine neue Verfassung

Am 8. Juni kam es in Kopenhagen zu einer 

Gewerkschaftsdemonstration mit 40.000 

TeilnehmerInnen gegen das Austeritäts-

programm der liberal-konservativen Re-

gierung. Die Regierungskürzungen sahen 

unter anderem vor, dass Arbeitslosenun-

terstützung nur noch zwei statt vier Jahre 

ausgezahlt werden solle. Am 3. Februar 

kam es zu Streiks von Zehntausenden 

wegen einer geplanten Rentenreform, die 

unter anderem die Erhöhung des Renten-

eintrittsalters auf über 70 Jahre vorsah.

Dänemark: Gewerkschaften 
gegen Austeritätspolitik

Polen: Radikalisierung  
nationalkonservativer Kräfte

Große Gefahr von rechts

Jugendrevolten | Riots

Regierungsrücktritte

Massenproteste

LEGENDE

Besetze Fabriken



In der litauischen Hauptstadt Vilnius und 
in Riga, Lettland, kam es am 15 & 16. Ja-
nuar 2009 zu Straßenschlachten zwischen 
Polizei und Demonstrierenden, als jeweils 
knapp 10.000 Menschen gegen die Wirt-
schaftspolitik ihrer Regierungen de-
monstrierten. Die Polizei konnte 
die Demonstrierenden in 
Vilnius nur durch mas-
siven Tränengaseinsatz 
an der Erstürmung des 
Parlamentes hindern.

Während die regierende nationalkonservative Fidesz-Partei das Verfas-
sungsgericht entmachtet, den Rechtsstaat zerstört und kritische Bericht-
erstattung kriminalisiert, gewinnt in Ungarn eine noch rechtere Partei 
an Macht: Jobbik („Bewegung für ein besseres/rechteres Ungarn“). Diese 
setzt sich für ein Ungarn in den Grenzen von 1914 ein und organisiert 
Feriencamps für Jugendliche,  bei denen ein rechtsradikales Weltbild 

vermittelt wird. Ihr paramilitärischer Arm, die „Ungarische Garde“ 
marschiert regelmäßig gegen „Zigeunerkriminalität“ und das „jü-
dische Großkapital“ auf. Besonders die Roma sind vom Aufstieg 
der Jobbik bedroht. Sie planen deshalb, eine bis zu 50.000 Personen 

starke „Roma-Garde“ zur Selbstverteidigung aufzubauen. Im März 2011 
musste das Rote Kreuz die Roma eines ungarischen Dorfs evakuie-
ren, um sie vor der „Ungarischen Garde“ in Sicherheit zu bringen. 
Eine repräsentative Umfrage ergab, dass 33% der Studierenden bei 
den Parlamentswahlen Jobbik wählen würden. Sie ist damit die po-

pulärste Partei unter den Studierenden. 
In Budapest demonstrierte am 08. April 2011 die Gegenseite: 
50.000 GewerkschafterInnen gingen gegen europäische Austeri-

tätspolitik und für ein soziales Europa auf die Straße.

einer parlamentarischen Sitzung stürzte er 
sich von der Empore und verletzte sich da-
bei schwer. Im Januar 2012 entstand  spon-
tan eine Empörungswelle. Zehntausende 
beteiligten sich an Protesten im Frühjahr, 
Im Februar 2012 erklärte die rumänische 
Regierung ihren Rücktritt.

Am Montag, den 18. März, kam es zu spontanen Protesten tausender aufgebrachter 
ZypriotInnen vor dem Parlament in der 280.000 Einwohner-Stadt Nikosia. Grund: 
Die geplante Teilenteignung zypriotischer KleinsparerInnen. Dabei holte ein 

Demonstrant die Fahne Deutschlands vom Mast der Botschaft. Auf Plakaten war 
„Merkel hat unsere Lebensersparnisse gestohlen“ zu lesen. Am darauffolgenden 19. März 
gingen die Proteste weiter. Unter dem Eindruck der Proteste lehnte das Parlament Zyperns die Pläne der 
Troika in einer Abstimmung am selben Tag ab.

Im Arbeitskampf 
um die Auszahlung 

von Löhnen erreichte die 
ArbeiterInnen von vio.
me, einer Baustoff-
Fabrik in Thessaloniki, 

die Nachricht: die Fabrikbe-
sitzerInnen wollen die Fabrik aufgeben, die 

Produktion sollte eingestellt und den ArbeiterInnen ge-
kündigt werden. Damit wollten sie sich  nicht abfinden 
und beschlossen, den Betrieb fortan ohne ManagerInnen 

in demokratischer ArbeiterInnenkontrolle selbst zu betrei-
ben. Nach langer Vorbereitung haben sie am 12. Februar 

2013  die Produktion wieder aufgenommen. 
Bereits mehrfach kam es zur Stürmung von Ministe-

rien durch aufgebrachte BürgerInnen. Am 4. Novem-
ber 2012 stürmten 250 HafenarbeiterInnen das griechische 

Verteidigungsministerium und forderten die Auszahlung ihrer 
seit sechs Monaten nicht bezahlten Löhne. Am 30. Januar 

„Ich trete zurück, weil ich kein Blut auf den Straßen sehen 
möchte,“ begründete Ministerpräsident Boiko Borri-
sow den Rücktritt seiner Regierung am 20. Februar. 

In den 48 Stunden vor dem Regierungsrücktritt 
hatten sich zwei Männer aus Protest mit Ben-

zin übergossen und selbst angezündet. Die 
Selbstverbrennungen bildeten den vorläu-

figen Höhepunkt einer Protestwelle, bei 
der seit Januar Hunderttausende auf 

die Straßen gegangen waren und 
es immer wie-
der zu gewalt-
samen Aus-

Den Widerstand in Serbien bilden vor 
allem zahlreiche isolierte Proteste von Ar-
beiterInnen gegen ausbleibende Lohnzah-
lungen. Da Unternehmen in Serbien auf 
einfache Streiks erfahrungsgemäß nicht 
reagieren, greifen die ArbeiterInnen auf 
drastische Aktionsformen wie Straßen-
blockaden, Hungerstreiks, Selbstverstüm-
melungen und kollektive Selbstmorddro-
hungen zurück. Das extremste Beispiel 
dafür ist der Arbeitskampf der Arbeite-
rInnen des Textilkombinats RASKA. Nach-
dem Hungerstreiks für die gesetzlich zuste-
hende Abfindung nichts nutzten, beschloss 
der Präsident der Textilarbeiter-Vereini-
gung mit drastischen Mitteln, die Medien-
aufmerksamkeit zurückzugewinnen: Vor 
laufenden Kameras hackte sich Zoran Bu-
latovic einen Finger seiner Hand ab. Das 
Problem der TextilarbeiterInnen wurde bis 
heute nicht gelöst.

Lettland und Litauen:  
Straßenschlachten vor dem Parlament 

Zypern:  Gegen Teilenteignung und deutsche Krisenpolitik

Griechenland: 
Weimarer Verhältnisse an der Ägäis

stürmten  GewerkschafterInnen aus Protest 
gegen Rentenkürzungen das  Arbeitsmini-
sterium und drangen bis in die achte Etage, 
vor das Büro des Ministers vor. Nicht nur 
die Linkspartei SYRIZA – mittlerweile nach 
Wahlumfragen die stärkste politische Kraft 
– gewinnt an Unterstützung: Die bereits im 
Parlament vertretene Neonazipartei „Gol-
dene Morgenröte“ steht in Wahlumfragen 
stabil bei über 10% und wäre damit die dritt-
stärkste Kraft in einem zukünftigen grie-
chischen Parlament. Am 3. Februar 2013 
kam es zu ihrem bisher größten Aufmarsch. 
30.000  FaschistInnen marschierten mit Fa-
ckeln und Flaggen, auf denen ihr an ein Ha-
kenkreuz erinnerndes Parteilogo prangte, 
in Athen auf. Die Jugendarbeitslosigkeit in 
Griechenland liegt mittlerweile bei 61,7%.

schreitungen gekommen war. Die Proteste 
richteten sich zunächst gegen die hohen 
Strompreise, bald darauf aber auch gegen 
die Regierung und das als „Mafia“ ver-
schriene, korrupte politische System. 
Doch auch nach dem Regierungsrücktritt 
und der Bildung einer TechnokratInnen-
Regierung nach Vorbild der italienischen 
Übergangsregierung Mario Montis hören 
die Proteste nicht auf. Mittlerweile gab es 
drei weitere Selbstverbrennungen. Laut 
EU-Statistikbehörde Eurostat leben 52% 
der BulgarInnen unter der Armutsgrenze.

Bulgarien: Revolte und Selbstverbrennungen im Armenhaus der EU

Rumänien: Suizidversuch im Parlament

 Seit 2008 steckt das Land in einer schweren Wirtschaftskrise. 
2009 musste beim IWF ein Notkredit von 20 Mrd. Euro aufge-

nommen werden. Mittlerweile wurden die Gehälter im öffentli-
chen Dienst um 25% gekürzt und die  Mehrwertssteuer um 5% er-

höht. Der Durchschnittslohn liegt bei 162 Euro. Im Oktober 2009 und 
Mai 2010 kam es zu Generalstreiks. Im Dezember 2010 versuchte 
ein Mann sich im rumänischen Parlament selbst zu töten. Während 

Ungarn: Den Rechtsradikalen ausgeliefert Serbien: Streiks nützen nichts

> 5%
16-30%
31% <
unbekannt

Jugendarbeitslosigkeit 
im Januar 2013

11 <

3-10

Generalstreiks 
> 2
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„Wir wollen immer noch  Freiheit, 
Gleichheit und Brot“

Die German University of Cairo 
(GUC) ist eine exklusive Pri-
vathochschule. Die Unileitung 

ermuntert die Studierenden auch zu 
Aktivitäten außerhalb des Lehrplanes, 
wenn sie nach ihrem Abschluss davon 
proitieren können. Proteste gehören of-
fenbar nicht dazu. Am 23. Februar exma-
trikulierte die Universität die Studenten 
Amr Abdel Wahab und Hassan Othman 
Ziko dauerhaft sowie drei weitere für 
14 Tage, weil sie auf dem Campus eine 
Mahnwache für einen in Port Said getö-
teten Kommilitonen organisiert hatten. 

Hazem Sherif kennt ihre Situation nur 
zu gut. 2011 wurde auch ihm der Zu-
gang zum Campus verboten, nachdem 
er sich an Protesten beteiligt hatte. Wäh-
rend die Menschen massenhaft auf dem  
Tahrirplatz demonstrierten, bewegte 
sich damals auch etwas an den Hoch-
schulen. „Die Revolution erreichte na-

türlich auch die GUC“, erzählt Hazem. „Zu 
Beginn kam es zu einem eintägigen Streik, 
in dessen Verlauf 27 Studierende an 
einem Sit-in teilnahmen. 15 von uns wur-
den am nächsten Tag auf Anordnung der 
Uni-Leitung gar nicht erst auf den Campus 
gelassen. Sie haben von uns verlangt, dass 
wir ein Schreiben der Eltern mitbringen, 
in denen sie sich zu unserem Verhalten 
äußern sollten.“ In ägyptischen Hochschu-
len kämpfen Studierende auch jetzt noch 
um ihre Rechte. Im März gab es zum Bei-
spiel große Auseinandersetzungen um die 
geplanten Wahlen der Studierendenver-
tretungen: Die Regierung hatte beschlos-
sen, für die Wahl die alten Wahlstatute  
zu verwenden, die von Studierenden als 
undemokratisch kritisiert werden. Viele 
Studierende sind sich wie Hazem und 
seine Freunde darin einig, dass die ägyp-
tische Revolution zwar im ersten Schritt 
erfolgreich war, aber längst noch nicht 
alles erreicht ist.
Auch Nora Shalaby hat 2011 auf dem 
Tahrirplatz demonstriert. Jetzt sitzt sie in 
einem Café in Berlin Mitte und spricht 
über die Situation in ihrem Heimatland. 

Sie promoviert mittlerweile an der Frei-
en Universität Berlin und verfolgt die 
Entwicklungen in Ägypten aufmerksam. 

„Wir haben in Ägypten durch die Proteste 
die Angstschwelle überwunden. Die Men-
schen trauen sich mittlerweile, ofen ihre 
Meinung zu sagen“, erzählt sie. Gefährlich 
kann das  immer noch werden. „Wir müs-
sen noch sehr viel erreichen. Wir brauchen 
zum Beispiel dringend eine Polizeireform, 
denn es gibt immer noch Korruption und 
Folter. Auch die Medien müssen reformiert 
werden, denn so wie sie früher die Ansicht 
der Mubarak-Regierung vertreten haben, 
vertreten sie jetzt die Muslimbruderschaft. 
Wir brauchen auch dringend soziale Ver-
besserungen, die bei den Menschen an-
kommen. Schließlich sind sie es, die jetzt 
kein Brot auf dem Tisch haben.“ Nora ist 
enttäuscht davon, dass es zwar einen Re-
gimewechsel, aber keinen echten Politik-
wechsel gab. Von der Aussage, dass aus 

dem arabischen Frühling ein Winter der 
Islamisten geworden sei, hält sie trotzdem 
nichts. Der politische Islam sei natürlich 
sichtbar geworden, nachdem Mubarak 
weg war, sagt sie Die Muslimbruderschaft 
sei schon vorher gut organisiert gewesen, 
aber genauso wie alle anderen konnten sie 
sich unter Mubarak kaum äußern. „Es ist 

aber wichtig zu sehen, dass die Muslim-
brüder seit ihrer Wahl drastisch an Zu-
stimmung verloren haben.“, erklärt Nora. 
Das zeige sich auch an den Wahlen in den 
Universitäten, in denen moderate Kräfte 
kürzlich die Mehrheit gewonnen haben. 
„In den europäischen Medien wird zwar 
viel Angst geschürt, aber Islamisten sind 
gar nicht unser größtes Problem. Wir brau-
chen vor allem soziale Gerechtigkeit und 
fordern weiterhin Freiheit, Gleichheit und 
Brot – das war die Forderung der Revolu-
tion.“ Für Nora, Hazem und die anderen 
Aktivisten bleibt noch viel zu tun. 

Junge Ägypter kämpfen seit Jahren für soziale Gerechtigkeit und bessere Hochschulen. Sie sind 
sich einig, dass es nach den Erfolgen von 2011 noch viel zu tun gibt. Von Sarah Nagel

Foto: Hossam el-Hamalawy

Revolution  
auf dem Campus

Europas Medien  
schüren Angst

Ägypten braucht  
Sozialreformen


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Raul Zelik ist Schriftsteller und Professor für 
Politik an der Nationaluniversität Kolumbiens.
Ungekürzte Version: www.raulzelik.net

Der politische Wechsel, der nach dem 
Tod von Präsident Chávez ansteht, 
stellt die venezolanische Linke vor 

enorme Probleme. In den vergangenen 20 
Jahren war der „bolivarische Prozess“ so 
eng mit der Figur des Präsidenten verwo-
ben, dass man sich ein linkes Projekt ohne 
diesen nicht recht vorstellen konnte: Dass 
Basisbewegungen, Militärs, linke Gewerk-
schafterInnen und Teile der Mittelschich-
ten in den 1990er Jahren überhaupt zu 
einer politischen Bewegung zusammen-
inden konnten, war Chávez‘ Charisma 
und seiner  Ambiguität geschuldet. Wenn 
die Bewohner der Armenviertel zwischen 
2002 und 2005 immer wieder massenhaft 
gegen rechte Umsturzversuche im Land 
auf die Straße gingen, dann deshalb, weil 
die nicht-weiße Mehrheit der Venezolaner- 
Innen sich durch den Präsidenten erst-
mals politisch repräsentiert sah. 
Das Problem der „bolivarischen Revolu-
tion“ besteht aber nicht nur darin, dass 
Chávez‘ Popularität fehlen wird. Nicht 
minder gravierend ist, dass das Regie-
rungslager über kein eindeutig deiniertes 
politisches Projekt verfügt. Allein in der 
regierenden Vereinten Sozialistischen 
Partei (PSUV) lassen sich mindestens vier 
Flügel ausmachen.

Neben diesen Fraktionen in der Re-
gierungspartei PSUV gibt es zudem 
zahlreiche Gruppen, die sich zwar der 
„bolivarischen Revolution“ und ihrem 
„Comandante“ verpflichtet fühlen, den 
StaatsfunktionärInnen jedoch abgrund-
tief misstrauen.  Basisbewegungen fanden 
in der Regierung und v.a. in Chávez selbst 
einen AnsprechpartnerInnen, blieben ge-
genüber den staatlichen Strukturen aber 
auf Distanz und konnten so nicht völlig 
kooptiert werden. Es ist fraglich, ob diese 

widersprüchliche, aber eben auch pro-
duktive Konstellation auch ohne Chávez 
Bestand haben wird.

Die „bolivarische Revolution“ steht also 
tatsächlich an einer Wegscheide. Ein Zer-
fall des Chavismus ist denkbar, doch wie 
jede Krise birgt auch diese ihre Chancen. 
So mag die Fixierung auf Chávez in Vene-
zuela zwar Manches in Gang gesetzt haben. 
Doch andererseits hat die Überhöhung 
des „Comandante“ aber eben auch vieles 
blockiert. Es ist keine Kleinigkeit, dass in 
Venezuela auch  14 Jahre nach Beginn der 
„Revolution“ offen über alles diskutiert 
werden kann. Gleichzeitig aber gibt es 
in Venezuela eben auch kaum kritische 
Debatten in der Linken selbst. Wenn in 
der Vergangenheit Diskussionen in Gang 
kamen, dann meist nur, weil Chávez auf 
einen Text oder eine Kritik verwies. Die 
sozialen Bewegungen wiederum sind zu 
schwach und unorganisiert, um dem Pro-
zess ihren Stempel aufdrücken zu können.
Doch andererseits darf man Venezuela 
auch nicht unterschätzen. In den vergan-
genen 25 Jahren hat die populare Mehr-

heit erst den Neoliberalismus, dann das 
traditionelle politische System zu Fall 
gebracht. Sie hat „ihren“ Präsidenten ge-
gen Umsturzversuche verteidigt und sich 
doch eine Autonomie gegenüber dem 
Staat bewahrt. Und sie weiß, dass Märkte 
keine ‚Wahrheit sprechen‘ und eine ande-
re Verteilung des Reichtums möglich ist.
Klarer als das innenpolitische Panora-
ma ist hingegen das regionale Szenario. 
Für Lateinamerika bedeutet der Abtritt 
von Chávez einen herben Verlust. Die 
Distanzierung von Washington und der 
geschickte Einsatz des Erdöls als bündnis-
politisches Mittel haben dazu beigetragen, 
dass die wirtschafts-, sozial- und fiskalpoli-
tischen Spielräume auf dem Subkontinent 
heute sehr viel größer sind als noch vor 20 
Jahren. Lateinamerika verfügt mit UNA-
SUR heute über eine eigene, nicht von 
Washington kontrollierte Staatengemein-
schaft, hat seine wirtschaftlichen und au-
ßenpolitischen Beziehungen diversifiziert, 
und Brasilien als wichtigster Akteur in 
der Region positioniert sich zunehmend 
als Bollwerk gegen die Interventionsver-
suche der USA auf dem Subkontinent.
Natürlich ist vieles an dieser neuen Eigen-
ständigkeit Lateinamerikas widersprüch-
lich: Die Schulden beim IWF wurden 
durch Milliardenkredite in China ersetzt. 

Der Rückzug europäischer Konzerne aus 
linksregierten Staaten wie Bolivien ist mit 
dem Vormarsch brasilianischen Kapitals 
einhergegangen. Heute bewegt sich der 
Subkontinent zwischen verschiedenen 
Machtpolen – was die Bewegungsspiel-
räume für eine nationalstaatliche und 
bisweilen auch demokratische Politik 
deutlich erweitert.

Wird diese Verschiebung ohne Chávez 
weitergehen? Zumindest der sozialpoli-
tische und gesellschaftliche Aspekt wird 
mit Sicherheit in den Hintergrund gera-
ten. Chávez war im vergangenen Jahr-
zehnt der wichtigste Garant dafür, dass 
die lateinamerikanische Integration nicht 
ausschließlich wirtschafts- und geopoli-
tisch interpretiert wurde. Ob sein Nach-
folger, der deutlich weniger politisches 
Gewicht mitbringen wird, an einer derarti-
gen Position interessiert ist und im Stande 
sein wird, sie durchzusetzen, ist stark zu 
bezweifeln. 

Regierungskontinuität, 
Rechtsruck, Bürger-
krieg oder populare 
Demokratisierung - 
nach Chávez‘ Tod sind 
zunächst alle Szenarien 
in Venezuela denkbar. 
Von Raul Zelik

Nicht nur Chávez Popularität 
wird fehlen.

Ein herber Verlust  
für Lateinamerika

Subkontinent zwischen linken 
Regierungen und Kapital

Venezuela nach Chávez
Foto: Privat
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Zahlen zu 
Studentischen Hilfskräften

Hier gibt es viele verschiedene Angaben. 
Studentische Hilfskräfte werden von 
der offiziellen Hochschulstatistik nicht 
erfasst. Es kursieren somit Zahlen von 
81.647 (statistisches Bundesamt) bis zu 
400.000 (Studierendensurvey) studenti-
schen MitarbeiterInnen. 

Knapp 5 Prozent der studentischen Mitar-
beiterInnen sind gewerkschaftlich organi-
siert. Das klingt miserabel, jedoch ist die 
Quote bei Studierenden mit 1,5 Prozent 
ohnehin niedrig.

Adressen:
www.dgb-jugend.de/studium/

beratung_vor_ort

www.gew.de

19 Uhr. Seit zehn Stunden sitzt Andreas 
Likert im Fachbereich Public Manage-
ment an der Fachhochschule  Nordhausen 
und recherchiert Literatur. Durch das lan-
ge Sitzen am Rechner werden seine Augen 
langsam müde. Mit einer handvoll Bücher 
geht er in den Kopierraum, um Übungs-
zettel für sein Tutorium am nächsten Tag 
auszudrucken. Als er abends in seiner WG 
ankommt, macht er sich noch Gedanken 
über den Verlauf seiner Übung, die er 
morgen anbietet.

Andreas ist studentische Hilfskraft und 
inanziert sich unter anderem durch das  
Recherchieren von Literatur sein Studi-
um. Pro Stunde verdient er damit 5,83 
Euro. Zur Finanzierung seines Studiums 
reicht das nicht, deshalb jobbt er außer-
dem beim Discounter. Prekär wird seine 
Situation zusätzlich dadurch, dass seine 
Stelle als studentische Hilfskraft in zwei 
Wochen ausläuft. Was er dann machen 
soll, weiß er nicht. 

Andreas ist kein Einzelfall. Nach Schät-
zungen der Gewerkschaft für Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) sind in Deutsch-
land mehr als 100.000 studentische Hilfs-
kräfte (HiWis) beschäftigt, von denen sich 
viele in einer ähnlichen Situation bein-
den. Sie müssen mit einem geringen Stun-
denlohn auskommen und erhalten oft auf 
sechs Monate befristete Verträge.

Die Richtlinien für die Vergütung werden 
einseitig von der Tarifgemeinschaft der 
Länder erlassen und betrefen nur die 
Arbeitgeberseite. HiWis sind somit im Ge-
gensatz zu wissenschaftlichen Mitarbeite-
rInnen nicht Teil des Tarifvertrags für den  
Öfentlichen Dienst der Länder (TV-L). 

Die Bundesländer geben nur Höchstgren-
zen für Löhne vor. Nach unten gibt es 
Spielraum. Die Hochschulen entscheiden 
selbstständig wie viel sie zahlen, einheit-
liche Standards gibt es nicht. So sind in 
Bayern Hochschulen, die weniger als 
sieben Euro pro Stunde zahlen, keine 
Seltenheit, während 50 Prozent der Hi-
Wis dort mehr als neun Euro verdienen. 
Langfristig wird sich eine Kluft nicht nur 
innerhalb der Bundesländer, sondern 
auch zwischen Ost- und Westdeutsch-
land entwickeln. Verantwortlich dafür 
ist die Schuldenbremse, die 2020 für die 
Länder in Kraft tritt. Laut Marco Unger, 
Mitglied  des Bundesausschusses der Stu-
dentinnen und Studenten der GEW, sind 
die Bundesländer vom Sparzwang unter-
schiedlich betrofen. „Baden-Württemberg 
und Bayern können auch in den nächsten 
Jahren leicht steigende Staatsausgaben 
verzeichnen“, so Marco, während „ins-
besondere in den Neuen Ländern das 
Haushaltsvolumen durch den Wegfall von 
Transferleistungen wie dem Solidarpakt 
oder den EU-Mitteln schrumpfen wird. 
Alleine in Sachsen spricht man von Haus-
haltskürzungen im Milliardenbereich“. Es 
sei wahrscheinlich, dass der Bildungsetat 
davon betrofen sein wird.

Ein weiterer Grund für niedrige Löhne ist, 
dass viele HiWis ihre Arbeitsrechte nicht 
kennen. Unerlaubte Überstunden sind 
keine Seltenheit und vom rechtlichen 
Anspruch auf Urlaub nehmen HiWis sel-
ten Gebrauch (siehe Kästen). Dazu Marco 
Unger: „Ich bekomme immer wieder Mel-
dungen, dass durch Urlaub ausgefallene 

Stunden nachgearbeitet werden müssen.“
Die Interessenvertretung von Angestellten 
im Öfentlichen Dienst wird von den je-
weiligen Personalvertretungsgesetzen der 
Länder geregelt. Studentische Hilfskräfte 
werden aber in vielen Bundesländern ex-
plizit von diesen Gesetzen ausgeschlossen 
und deshalb nicht vom Personalrat ver-
treten. Möglichkeiten der Mitbestimmung 
von HiWis gibt es so gesehen nicht.
Berlin stellt bundesweit eine Ausnahme 
dar. Hier haben studentische Hilfskräfte 
einen eigenen Tarifvertrag, der regelt, 
welche Rechte HiWis haben und welcher 
Lohn gezahlt werden muss. Genau wie an-
dere Angestellte des Öfentlichen Dienstes 
in Berlin haben HiWis in der Hauptstadt 
31 Urlaubstage. Sie erhalten einen Stun-
denlohn von 10,98 Euro und werden vom 
Personalrat vertreten.

In Berlin kam der Tarifvertrag aber nicht 
durch Gutdünken des Berliner Senats, 
sondern durch Streikmaßnahmen zustan-
de. „Ohne den Kampf wird ein Tarifver-
trag in den anderen Bundesländern auch 
nicht zustande kommen“ so Marco. Um 
die eigenen Rechte einzufordern, könne 
man sich zunächst an die Studierenden-
vertretung wenden. Die gemeinsamen In-
teressen ließen sich mit der zuständigen 
Gewerkschaft, der GEW, durchsetzen. „Die 
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft ist 
immer ratsam“, indet Marco. „Diese bietet 
juristische Beratung sowie eine Berufs-
haftplichtversicherung an.“

Informationen über ihre Rechte erhalten 
Studierende bei den zuständigen Hoch-
schulinformationsbüros (HIBs) oder den 
GEW Hochschulgruppen vor Ort.

Andreas Likert hat sich an die GEW Thü-
ringen gewandt und kämpft nun mit an-
deren betrofenen Hilfskräften um einen 
Tarifvertrag.

Andreas verdient 5,83 Euro 
pro Stunde

Höchstgrenze statt 
Mindestlohn

Studentische Hilfskräfte arbeiten oft bis tief in die Nacht und werden dafür auch noch schlecht 
bezahlt. Paul Naujoks erklärt, warum sie das nicht hinnehmen müssen.

Zeit aufzustehen!

Studentische Hilfskräfte
Dies sind Studierende ohne Studien-
abschluss, die an einer Hochschule 
Hilfstätigkeiten für die Forschung und 
Lehre und hiermit zusammenhängende 
Hilfstätigkeiten ausüben.

Wissenschaftliche Hilfskräfte
Das bist du, wenn du als StudentIn 
beschäftigt bist und ein zur Promotion 
berechtigter Hochschulabschluss vorliegt. 

Studentische Beschäftigte
Sind im Tarifvertrag für den Öffentlichen 
Dienst der Länder eingruppiert und üben 
Infrastrukturaufgaben aus. Dies beinhal-
tet Tätigkeiten in Bibliotheken oder zum 
Beispiel in der Verwaltung.

HiWis kennen selten 
ihre Rechte
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Ein befristetes Arbeitsverhältnis muss 
immer schriftlich vorliegen. Ansonsten 
hast du die Möglichkeit, sofort ein un-
befristetes Arbeitsverhältnis vor dem 
Arbeitsgericht zu erstreiten. Erfolgreiche 
Beispiele gibt es da zur Genüge.

Nein, das ist nicht normal! Die tägliche 
Arbeitszeit darf maximal zehn Stunden 
betragen. Im Schnitt nicht mehr als acht 
Stunden pro Tag. Überstunden dürfen 
vom Prof nicht gefordert werden. Dafür 
müsste er dir dann einen neuen Vertrag 
vorlegen. Denk immer dran, dass du ne-
benbei auch noch Zeit zum Studieren 
brauchst!

Machst du auch deine dir zustehende Pau-
se? Bei mehr als sechs Stunden ununter-
brochener Arbeitszeit hast du Anspruch 
auf eine Pause von mindestens 30 Minu-
ten. Solltest du zudem ständig am Compu-
ter sitzen müssen, so muss dein Arbeitge-
ber dafür Sorge tragen, dass du genügend 
Pausen oder andere Tätigkeiten machst.  

Nein. Du hast das Recht auf Urlaub. Laut 
Bundesurlaubsgesetz sind das mindestens 
24 Werktage oder 20 Arbeitstage. Für Teil-
zeitbeschäftigte wie HiWis ist der Urlaub 
nur anteilig. Erkrankst du im Urlaub, so 
kannst du bei Vorlage eines ärztlichen 
Attests den Urlaub nachholen. Urlaub ist 
zum Entspannen da, nicht zum Auskurie-
ren!

Während der Arbeit sowie während des 
direkten Arbeitswegs bist du unfallversi-
chert. Relevant ist das nach einem Unfall 
mit Folgeschäden, für die du dann Rehas 
und Ähnliches brauchst. Dann bleibst du 
auf den Folgekosten nicht alleine sitzen. 
Wende dich im Notfall an die Rechtsbe-
ratung deines Allgemeinen Studieren-
denausschusses (AStA). Tipp: Als GEW-
Mitglied genießt du einen kostenlosen 
Rechtsschutz!

Bei einer Minijobtätigkeit bis 450 Euro 
kann man sich freiwillig rentenversichern 
lassen. Du verdienst dann zwar weniger, 
sammelst aber langfristig Rentenpunkte 
und einen Rentenanspruch. Auch wenn 
du ungern in die ferne Zukunft schauen 
möchtest, können später vier Euro mehr 
im Monat deine Alttersruhe mit einer Pa-
ckung Tabak begünstigen.

Da liegt deine Professorin falsch. Durch 
Krankheit entstandenen Fehlstunden 
müssen nicht nachgeholt werden. Dein 
Lohn wird selbstverständlich weiter ge-
zahlt.

Für dich als werdende Mutter gilt der 
Mutterschutz. Bestimmte Arbeiten kannst 
oder musst du nicht erledigen, sobald die 
Gefahr besteht, dass dein Kind darunter 
leiden wird. Kündigen kann dir dein Prof 
nicht, denn zusätzlich hast du einen be-
sonderen Kündigungsschutz.

Mir wurde angeboten, dass 

ich mich freiwillig rentenver-

sichern kann. Ist das sinnvoll?

Ich lag mit Grippe im Bett und iel für zwei Wochen aus. Jetzt fordert meine Professorin von mir, dass ich die Ar-beitsstunden nachhole. Muss ich  das?

Mein Magen knurrt ständig und 
am Ende des Arbeitstages bin ich 
einfach nur noch platt. Woran liegt 
das?

Mein Professor will mir keinen Ur-

laub geben und meint, mir stünde 

so was als studentische Hilfskraft 

nicht zu. Stimmt das?

Welche Rechte hast du
als Studentische Hilfskraft?

Du darfst nicht an gesetzlichen Feierta-
gen arbeiten, das sagt das Entgeltfortzah-
lungsgesetz. Selbst wenn der Feiertag auf 
deinen üblichen Arbeitstag fällt, musst du 
die Zeit nicht nachholen.

Und denk dran: Solltest du Nachtarbeit 
(23 Uhr bis 6 Uhr) leisten müssen, so 
stehen dir zusätzlich freie, bezahlte Tage 
oder eine höhere Vergütung zu.

Und wie du das tust! Tätigkeiten der 
studentischen Hilfskräfte müssen einen 
Bezug zur wissenschaftlichen Arbeit ha-
ben. Selbst Verwaltungsaufgaben müs-
sen im Zusammenhang zur Forschung 
und Lehre stehen. Rein administrative 
Aufgaben gehören nicht dazu. In diesem 
Fall kannst du dich in den TV-L einklagen 
und eine höhere Vergütung einfordern 
(BAG 08.06.2005). Ansonsten müssen die 
Arbeitgeber einen ordentlichen Ersatz für 
die sich im Schwangerschaftsurlaub be-
indliche Person inden.

Meine Professorin hat mit mir mündlich 
das Arbeitsverhältnis vereinbart. Nun 
warte ich schon seit zwei Monaten auf 
einen Vertrag, der sowieso nur sechs Mo-
nate laufen sollte.

Ich habe mir im Labor den Fuß ge-
brochen und die Unileitung möchte 
für die Folgekosten nicht aufkom-
men. Was mache ich nun?

Ich sitze hier zum wiederholten Mal 

zwölf Stunden, um die Endergebnisse 

unseres Forschungsprojekts zusammen-

zutragen. Mein Prof meint, ich solle mich 

schon mal an Überstunden gewöhnen, 

das sei draußen so üblich. Stimmt das?

Es ist Karfreitag und eigentlich wollte 

ich zu meiner Familie nach Bautzen, 

meine Professorin hat jedoch Zeit-

druck und meinte, ich müsse ihm in 

der Uni weiter behilflich sein. 

Durch den Schwangerschaftsurlaub der 
Sekretärin muss ich ihre Arbeiten über-
nehmen. Arbeite ich jetzt in Tätigkeitsge-
bieten, die meinen Aufgaben widerspre-
chen? 

Ich habe erfahren, dass ich 

schwanger bin und arbeite 

nebenbei im Chemielabor.  

Ich habe gesundheitliche Be-

denken.

Meine Professorin verbietet mir, 
dass ich mein Kind während der Ar-
beitszeit stille. Sie indet das eklig. 

Deine ArbeitgeberInnen dürfen dir das 
nicht verbieten. Wo kämen wir denn da 
hin!
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Angeschaut

In der ersten Folge drehen Hannahs El-
tern ihr den Geldhahn zu. Sie wollen 
ihrer Tochter damit „den letzten Schubs 

geben“.  Hannah Horvath ist Mitte zwanzig 
und seit ihrem Studienabschluss vor zwei 
Jahren unbezahlte Praktikantin in einem 
New Yorker Medienunternehmen.  Was sie 
„wirklich will“ spielt eigentlich keine Rolle, 
denn Selbstverwirklichung kann sich in 
der Wirtschaftskrise kaum noch jemand 
leisten. Dass Leidenschaft und harte Arbeit 
kein regelmäßiges Einkommen  bedeuten 
müssen, indet Hannah spätestens heraus, 
als sie ankündigt, nicht länger unbezahlt 
arbeiten zu können: Ihr Chef setzt sie vor 
die Tür. Ähnlich ergeht es ihrer besten 

Freundin Marnie, deren Galerie-Job wenige 
Folgen später ebenfalls weg ist. Gemeinsam 
mit Studienabbrecherin und Gelegenheits-
babysitterin Jessa und deren Cousine Shos-
hanna schlagen sie sich mit Beziehungen, 
Geldsorgen,  Freundschaft, Facebook, Par-
tys, WG-Streits, Sex, Jobsuche, Drogen und 
anderen Themen junger Großstädterinnen 
herum. Vielen Studentinnen wird das des-
halb ziemlich bekannt vorkommen. 
Lena Dunham, Regisseurin und Darstelle-
rin der Hauptprotagonistin, sagt, es bedeu-
te ihr viel, wenn Zuschauer durch „Girls“ 
ihre Erfahrungen etwas normaler inden.
Wie sehr die Charaktere und vor allem 
Möchtegern-Autorin Hannah sich manch-

mal um sich selbst und ihren Spielplatz 
Brooklyn drehen (in dem andere Men-
schen eher als Statisten auftreten), ist 
der Serie bewusst. Zum Beispiel, als 
Hannah während ihres HIV-Tests darü-
ber schwadroniert, dass Aids auch seine 
guten Seiten haben könnte – schließlich 
würden kleinere Probleme wie Mietzah-
lungen und Jobsuche dadurch in den 
Hintergrund rücken. Selbst die Erinne-
rung der Ärztin daran, wie häuig HIV 
diagnostiziert wird und wie viele Frauen 
daran sterben, bringt Hannah nicht zum 
Schweigen. Denn Hannah kann ätzend 
und anstrengend sein. Aber wer kann das 
nicht. 

„Girls“ ist ein Por-
trait junger Men-
schen, die ihren 
Platz suchen, ihren 
Alltag bewältigen 
und den Kosmos 
Stadt entdecken. 
Eine leichtfüßige 
Parodie auf das 
Lebenlernen in 
Zeiten von Gentri-
izierung und urba-
ner Prekaria.

Walter White (50) führt mit seiner 
bald vierköpigen Familie ein bie-
deres Leben. In seinem Zweitjob 

lässt er sich ausbeuten. Seine Familie muss 
trotzdem sparen. Schließlich wird Walter 
White schwer krank, die Kosten für die 
Therapie kann er nicht bezahlen.
Bis hierher ist Breaking Bad eine altbe-
kannte Geschichte – das Drama des Alltags. 
White geht aber andere Wege als der durch-
schnittliche Familienvater: Er beginnt die 
Droge Chrystal Meth zu produzieren, um 
mit den Erlösen aus dem Drogenverkauf 
seine Familie inanziell abzusichern. Kopf-
los gerät er immer tiefer in die organisierte 

Kriminalität. Wenn es die Situation erfor-
dert, tötet er bald ohne zu zögern. Gleichzei-
tig muss er gegenüber seiner Familie eine 
bürgerliche Fassade pflegen. Die Spannung 
dieses Widerspruchs und ihre vielseitigen 
Charaktere machen den besonderen Reiz 
der Serie aus. Sie ist nicht nur Schwarze Ko-
mödie und Drama, sondern auch Lehrstück 
über das Auseinanderklaffen von Schein 
und Sein in modernen Gesellschaften.
Breaking Bad verzichtet auf Klischees. Das 
Drogenmilieu wird in seiner ganzen Viel-
schichtigkeit gezeichnet, sei es der nach 
dem nächsten Schuss gierende Drogenjun-
kie oder der biedere Bürokrat, dessen Job 

sich nicht von dem eines Buchhalters in 
einem gewöhnlichen kapitalistischen 
Betrieb unterscheidet. Alle sind sie Teil 
des Drogenmilieus und trotzdem scheint 
sich keiner mit diesem zu identiizieren. 
Die Serie beleuchtet individuelle Beweg-
gründe der Charaktere zu und beobachtet 
deren persönliche Entwicklungen. Die 
Ausleuchtung aller Einzelheiten der Si-
tuation erschwert die moralische Schuld-
zuweisung zunehmend. Denn im Wissen 
um die Umstände, welche die Seriencha-
raktere geformt haben, nimmt die Distanz 
zwischen ihnen und einem selbst aufs Er-
schreckende ab. 

Situiert im New York der frühen 
1960er Jahre nimmt die Handlung, 
die vor allem im Werbebüro „Ster-

ling & Cooper“ auf der Madison Avenue 
spielt, ihren Lauf. Die Agentur ist zwar re-
lativ klein, hat aber einen entscheidenden 
Vorteil: Don Draper. Grandios verkörpert 
vom bis dato unbekannten Jon Hamm, 
ist er der Creative Director des Werbe-
büros. Seine genialen Einfälle sind oft 
der Garant für den Erfolg von „Sterling & 
Cooper“. Don, der aus ärmsten Verhältnis-
sen stammt, ist beruflich und privat auf 
der Überholspur. Geheiratet hat er das 
wohlhabende Ex-Model Betty und lebt mit 
ihr und ihren Kindern in einer spießigen 
Vorstadt. Don Draper verkörpert das ge-
sellschaftliche Ideal in der Hochzeit des 
US-amerikanischen Fordismus. Doch es 
gibt dunkle Geheimnisse in seiner Ver-
gangenheit, die nach und nach ans Licht 
kommen. Allmählich wird in der Serie 

ein zutiefst kritisches Bild der US-ame-
rikanischen Gesellschaft entworfen. Sie 
entfaltet sich vor allem an Don Draper, 
der personiizierten Reinkarnation des 
American Dream. Dennoch ist Don ein 
zutiefst verletzter Mensch. Seine Affären 
wirken zunehmend wie der verzweifelte 
Versuch, sich nicht selbst stellen zu müs-
sen. Nach außen das kulturelle Leitbild 
des erfolgreichen Selfmademan verkör-
pernd, kann er seine innere Leere doch 
nicht mit Leben füllen.
Mad Men ist aber mehr als Tabak kon-
sumierender Machismo. Immer wieder 
treten Fraueniguren auf den Plan, die 
das konservative Menschenbild zertrüm-
mern. Mit ihnen wird eindrucksvoll die 
gerade beginnende Emanzipation der 
Frau in den USA der Sixties nachgezeich-
net. Eine Transformation, die bis in die 
Gegenwart anhält. 

Die Serie  
Breaking Bad  
handelt  
von der  
Wandlung des  
Chemie-
lehrers  
Walter White 
zum  
berüchtigten 
Drogenkoch 
Heisenberg.

Smoke gets in your eyes!
Es juckt einem 
in den Fingern, 
eine Strichlis-
te darüber zu 
führen, wie 
viele Zigaret-
ten pro Mad 
Men-Folge 
weggequarzt 
werden. Doch 
das würde von 
der Handlung 
ablenken.

Zwischen Spießbürgertum und Drogenkriminalität

Jung, weiblich, unterbezahlt

Du brauchst Entspannung zwischen all dem Prüfungsstress? Mit den Serien-
empfehlungen der critica-Redaktion kein Problem. Hier sind unsere Top 3:

Foto: Home Box Office
Text: Sarah Nagel

Foto: Sony
Text: Alexander Hummel

Foto: AMC Network
Text: Andreas Kerkemeyer
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Die Linke.SDS – kurz für Sozialistisch-
Demokratischer Studierendenverband 
ist der einzige bundesweit aktive sozia-
listische Studierendenverband. Der SDS 
bezieht sich kritisch-solidarisch auf die 
Partei DIE LINKE, ist aber eine eigenstän-
dige Organisation mit vielfältigen Politi-
kansätzen.  Bei uns haben sich junge Men-
schen mit unterschiedlichen linken Ideen 
zusammengefunden, um die Gesellschaft 
und die Hochschulen zu verändern. 
Wir verstehen uns als Teil eines umfas-
senden gesellschaftlichen Bündnisses 
gegen den neoliberalen und antidemo-
kratischen Umbau der Gesellschaft, der 
mit der Agenda 2010 und dem Bologna-
Prozess die Lebens- und Studienwelt 
immer stärker dem Diktat des Marktes 
unterwirft. Der SDS kämpft dabei für kon-
krete Verbesserungen der Studien- und 
Lebensbedingungen. Wir setzen uns ein 
für bezahlbare Mieten und ein höheres 
BAFöG. Wir kämpfen für demokratische 

Mitbestimmung an den Hochschulen und 
ein selbstbestimmtes Studium. Wir wol-
len eine Uni für Alle.

Wir verstehen die Hochschule als Teil 
der Gesellschaft – um die Gesellschaft zu 
verändern, müssen wir die Uni verändern 
und umgekehrt. Wir setzen uns daher für 
soziale Gerchtigkeit, Demokratie und ge-
gen Rassismus und Diskriminierungen 
ein.

Lokal verankert…
SDS-Gruppen gibt es bundesweit an 51 
Hochschulen. In den Hochschulgruppen 
wird ein großer Teil der Arbeit gemacht. 
Ob Lesekreise zu sozialistischen Klassi-
kern und aktuellen Problemen, Organi-
sation von politischen Bildungsveran-
staltungen, Arbeit in den Unigremien, 
Mietendemos oder Anti-Naziproteste: die 
Bereiche und Aktionen der lokalen Grup-
pen sind vielfältig. 

…und bundesweit aktiv.
Der SDS ist keine Ansammlung autono-
mer Kleingruppen, sondern ein bundes-
weit agierender Akteur. Durch unsere 
handlungsfähige Bundesstruktur können 
wir aktiv in das politische Geschehen 
eingreifen. Eine wichtige Rolle spielen 
wir zum Beispiel bei überregionalen Pro-
testen und Aktionen wie Blockupy oder 
Dresden Nazifrei. 

Bundesweite Aktivität erschöpft sich bei 
uns aber nicht darin, ein paar Demos mit-
zugestalten. Im SDS existieren mehrere 
bundesweite Arbeitskreise, in denen wir 
uns vertieft mit einem bestimmten The-
ma auseinandersetzen. Ob zu Antimili-
tarismus und Frieden, Hochschulpolitik 
oder Mieten und Wohnen: In vielen Be-
reichen diskutieren und entwickeln wir 
Alternativen. Und das Produkt eines Ar-
beitskreises hältst du gerade in der Hand: 
die critica.

Aktiv werden!
Die Welt verändert sich nicht von allein. 
Eine bessere Gesellschaft braucht Men-
schen, die sich mit Begeisterung dafür 
engagieren. Wie du deine SDS-Gruppe 
vor Ort erreichen kannst, erfährst du auf 
unserer Homepage. Wenn es bei dir kei-
ne Gruppe gibt, kannst du sie auch gerne 
gründen. Wir helfen dir dabei.
Support your local SDS!

Was ist

Willst du mehr über 
Die Linke.SDS erfahren?
Informiere dich auf unserer 
Homepage: www.linke-sds.org
oder schreib uns eine E-Mail an 
info@linke-sds.org!

Kurz gesagt sind so genannte „Memes“ 
Internetphänomene, die sich schnell 
weiterverbreiten. Ob da ein Bild, ein 
Video oder ein lotter Spruch um die 
Welt geht, ist dabei erst mal egal. Die 
Hauptsache ist, dass es sich lohnt, die 
Sache weiterzuverbreiten. Auf Seiten wie  
memegenerator.net kann man aus ei-
ner großen Auswahl an bereits sehr be-
kannten Bildern eigene Memes zusam-
menstellen und hochladen. Im Laufe der 
Zeit haben sich richtige „Größen“ heraus-
gebildet wie „Scumbat Steve“ oder „Good 
Guy Greg“, die von den Usern mit immer 

neuen Inhalten belebt werden. Auch Pro-
minente haben es schon zu Memes ge-
bracht, bekannt geworden ist schon vor 
einigen Jahren Chuck Norris. Heute reitet 
man aber gern auch auf anderen herum, 
wie beispielsweise Nicolas Cage, der laut 
der Internetgemeinde noch nie eine Rolle 
abgelehnt hat.

Und dann sind da natürlich noch die Kat-
zen, die die englische Grammatik und 
Orthographie nicht so ganz beherrschen. 
Mittlerweile haben auch politische Grup-
pen die Memes für sich entdeckt. Man 
kann wohl mit Fug und Recht behaupten: 

für jede Lebenssituation indet sich ein 
passendes Bildchen. Ein paar davon ha-
ben wir euch an dieser Stelle abgedruckt

Versteht die Welt nicht mehr: confused toddler 

Räumt mit Voruteilen auf: ordinary Muslim man

Blasphemie oder OK? Jesus im Meme. Grammatikalisch nicht ganz auf der Höhe: Lolcats
Meme und Fail schließen sich nicht aus: sexistisches 

Plakat des RCDS Bonn

Interessiert sarkastisch: Willy Wonka als Meme
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Wie aktiv gestaltest du 
deinen Urlaub?
a) Bewegungsorientiert! 

b) Faul in der Sonne liegen. 

c) Radioaktiv! 

d) Museen beschauen. 

Wie viele Sterne braucht dein 
Hotel?
a) Es gibt nur einen Stern und der ist rot! 

b) Die Sterne meines Zeltplatzes sind am 

Himmel. 

c) Vier müssen es schon sein. 

d) Egal, Hauptsache Strand! 

Wie teuer darf‘s denn sein?
a) BAföG ist eher mau… 

b) Meine Eltern sind Zahnärzte. 

c) Dank EasyJet geht alles.  
d) Egal, das erlebt man schließlich nur ein-

mal! 

Hast du besondere 
Essenswünsche?
a) Bei Stäbchen hab ich eine Hand fürs 

iPhone frei. 

b) Essen? Wird überbewertet! 

c) Ohne All inclusive geht nichts. 

d) Ein paar Haxn! 

Literatur im Koffer dabei?
a) Ohne Literatur keine Regelstudienzeit! 

 
b) Unizeug nicht, aber ein paar Bände 

Marx. 
c) Nur ein paar Mangas, ich hab ja Urlaub! 

d) Struktureller Antisemitismus und ver-
kürzte Kapitalismuskritik 

     von Thomas Schmidinger 

Kannst du Fremdsprachen?
a) Joa, Hochdeitsch! 
b) There's no problem with English!

c) Ich habe immer gerne eineN Dolmet-

scherIn bei mir. 

d) Ich lerne gerade extra Arabisch. 

Stadt oder Land?
a) Fluss!

b) Zurück zur Natur! 
c) Ich bin MetropolenhopperIn.

d) Urlaub auf dem Bauernhof für die gan-

ze Familie! 

Was studierst du?
a) Gesellschaftswissenschaften

b) Physik/Ingenieurswissenschaften 

c) Theologie 

d) Lehramt

Mit diesem fetten Spruch lockte die Bundeswehr mit der Bravo Kids zu einem Sommercamp. Wir von der critica finden, dass es kein 
Werben für's Sterben geben darf. Deswegen haben wir exklusiv für dich diesen Holiday-Guide zurechtgestylt. So kannst du mit deinen 
Homies in den Semesterferien chillen und musst nicht für Angie killen!

Ägypten 

Ein Ort für ErlebnistouristInnen. Wo erlebt 
man denn sonst schon mal live eine Revo-
lution? Mach mit, wenn der Tahrir besetzt 
wird und Barrikaden gebaut werden. Und 
wenn dir das zu viel werden sollte, gibt es 
am Roten Meer noch super Strände.
Tipp: Die perfekte Vorbereitung für deine 
Reise gibt's auf S.10.

Athen 

Der Geheimtipp für Vielseitige. Du kannst 
dir zum Beispiel den lieben langen Tag an-
tike Ruinen anschauen. Wenn die Museen 
wegen des traditionellen Generalstreiks 
geschlossen haben, kannst du alternativ 
bei den Riots mitmachen.
Tipp: Sieh lieber nicht zu links / nicht-
weiß / intelligent aus, die verprügeln die 
Nazis gerne. Mehr dazu auf S. 8-9.

Nordkorea 

Du magst Themen-Parks, stehst auf gro-
ße breite Straßen und Elendstourismus? 
Dann brauchst du jetzt nicht mehr extra 
in die USA reisen. Der Stalinismus-The-
menpark „Pjöngjang“ hat ganzjährig geöf-
net. Juche!
Tipp: Nimm dir Essen mit, du fährst nach 
Nordkorea!

Bahamas

Du chillst am liebsten dekadent luxuriös 
am Strand, hast auch das Kleingeld dafür 
und indest Deutschland (nicht nur) als 
Reiseziel scheiße? Dann sind diese Inseln 
genau das Richtige für Dich! 
Tipp: Tel Aviv hat auch einen coolen 
Strand und trendige Elektro-Clubs.

Norwegen

Ruhiger und menschenleerer ist nur noch 
Mecklenburg. Aber dafür kommen Natur-
liebhaberInnen und alle, die noch Hausar-
beiten schreiben müssen, auf ihre Kosten. 
Hier hast du nämlich genug Zeit und wirst 
nicht abgelenkt.
Tipp: Nimm ein paar dicke Bücher mit.

Japan

OK, Japan steckt in der Krise. Aber dafür 
hat das Land eine strahlende Vergangen-
heit (Hiroshima, Nagasaki, Fukushima…). 
Außerdem ist dieses Land noch immer 
Vorreiter in vielen technischen Bereichen. 
Das freut nicht nur Gamer an ihrer neuen 
Playstation. 
Tipp: Komm nicht zu spät zum Bahnhof, 
im Gegensatz zur Deutschen Bahn sind die 
Züge pünktlich. 

Unterbayerisches 
Hügelland

Hier ist die Welt des Stammtisches noch 
in Ordnung! Nicht diese nervigen langhaa-
rigen Radikalinskis von der Uni, sondern 
gute katholische bayerische Bergbäue-
rinnen und -bauern! Natürlich solltest du 
vorher noch Schafkopf lernen. Wenn du 
es nicht kannst, machst du dich gleich als 
„Saupreiß“ kenntlich und  „Konnsd di glei 
widda schleichn“
Tipp: Ohropax nicht vergessen. Die Kuh-
glocken können auf Dauer schon etwas 
nerven.

Nun zähle deine Symbole zusammen. 
Das Land, zu dem du die meisten Sym-
bole gesammelt hast, ist in diesem 
Sommer dein Place to be!
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